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A r t von Automatismus in dem durch 
Artikel 58 § 1 hergestellten Zusam­
menhang zwischen der Einführung 
von Erzeugungsquoten und der Fest­
setzung von Einfuhrbeschränkungen 
für konkurrierende Erzeugnisse ver­
bietet. 

5. Artikel 58 § 2 EGKS-Vertrag erlegt 
der Kommission keine Beschränkung 
bei der Entscheidung darüber auf, 
worin in einer bestimmten Wirt­
schaftslage die Grundlage für eine an­
gemessene Festsetzung der Quoten 
bestehen soll. Es kann vernünftiger­
weise nicht bestritten werden, daß die 
Entscheidung der Kommission für das 
Kriterium der tatsächlichen Erzeu­
gung der Unternehmen „angemessen" 
im Sinne von Artikel 58 § 2 sein kann. 
Dieses Kriterium in seiner Ausgestal­
tung durch Artikel 4 der Entschei­
dung Nr. 2794/80 stellt nämlich zum 
einen eine objektive Beurteilungs­
grundlage dar, weil es die Unsicher­
heiten zu vermeiden hilft, die die Be­
wertung einer zum Teil nur auf 

Vermutungen gegründeten Größe wie 
der Produktionskapazität zwangsläu­
fig mit sich bringt; zum anderen er­
möglicht es eine Verminderung der 
Gesamtproduktion, ohne damit die 
Stellung der einzelnen Unternehmen 
auf dem Markt zu verändern. 

6. Nach der Systematik der allgemeinen 
Entscheidung Nr. 2794/80 sollen die 
Nummern 3 und 4 des Artikels 4 die­
ser Entscheidung dazu dienen, zugun­
sten bestimmter Unternehmen das Er­
gebnis der Berücksichtigung der in 
Artikel 4 Nrn. 1 und 2 definierten 
Vergleichsproduktionen zu korrigie­
ren. Im einzelnen bezwecken sie eine 
Anpassung der Vergleichsproduktio­
nen bestimmter Unternehmen zum 
einen wegen deren Beteiligung an 
Selbstbeschränkungsprogrammen im 
fraglichen Zeitraum und zum anderen 
wegen der Beschränkungen, die sich 
für sie aus der Überprüfung der neuen 
Investitionen durch die Kommission 
ergaben. 

In den verbundenen Rechtssachen 39, 43, 85 und 88/81 

HALYVOURGIKI INC., Gesellschaft griechischen Rechts mit Sitz in Athen 
(Rechtssachen 39 und 85/81), 

und 

HELLENIKI HALYVOURGIA S.A., Gesellschaft griechischen Rechts mit Sitz in 
Piräus und mit Verwaltungssitz in Athen (Rechtssachen 43 und 88/81), 

Prozeß- und Zustellungsbevollmächtigter beider: Rechtsanwalt André 
Elvinger, 15 Côte d'Eich, Luxemburg, 

Klägerinnen, 

gegen 

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch ihren 
Rechtsberater Michel van Ackeren als Bevollmächtigten im Beistand von 
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Herrn Frank Benyon vom Juristischen Dienst der Kommission, Zustellungs­
bevollmächtigter in Luxemburg: Herr Oreste Montako vom Juristischen 
Dienst der Kommission, Jean-Monnet-Gebäude, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

wegen Aufhebung der Einzelfallentscheidungen, durch die die Kommission 
für die klagenden Stahlunternehmen die Erzeugungsquoten für Rohsţahl und 
für Walzerzeugnisse für das erste Quartal 1981 festgesetzt hat, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung der Präsidenten J. Mertens de Wilmars, der Kammer­
präsidenten G. Bosco, A. Touffait und O. Due, der Richter P. Pescatore, 
Mackenzie Stuart, A. O'Keeffe, T. Koopmans, U. Everling, A. Chloros und 
F. Grévisse, 

Generalanwalt: P. VerLoren van Themaat, 
Kanzler: A. Van Houtte, 

folgendes 

URTEIL 

Tatbestand 

Der Sachverhalt und der Verfahrens­
ablauf sowie die Anträge und das Vor­
bringen der Parteien lassen sich wie fogt 
zusammenfassen : 

I — Sachverhalt und Verfahrens­
ablauf 

Im Laufe des dritten Quartals 1980 kam 
es sowohl auf dem Markt der Gemein­
schaft als auch auf dem Weltmarkt zu 

einem plötzlichen Einbruch bei der 
Nachfrage nach Stahl. Gegenüber dem 
dritten Quartal 1979, das bereits relativ 
schwach ausgefallen war, gingen die Ge­
samtbestellungen plötzlich um 20 % zu­
rück; die Bestellungen aus dem Gemein­
schaftsmarkt verringerten sich um 25 %. 

Der Auslastungsgrad der Stahlunterneh­
men der Gemeinschaft, der im zweiten 
Quartal 1980 bei rund 70 °/o gelegen 
hatte, fiel im September auf 58 %, die 
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niedrigste Quote, die jemals in der Ge­
meinschaft festgestellt wurde. Nach den 
Schätzungen der Unternehmen war für 
das vierte Quartal mit einem nochmali­
gen Absinken dieser Quote auf unter 
55 % zu rechnen. Da der Produktions­
rückgang je nach Unternehmen und Re­
gion sehr unterschiedlich verlief, ent­
stand in wirtschaftlicher und sozialer 
Hinsicht ein Ungleichgewicht zwischen 
den Unternehmen und den Regionen. 

Zwischen Januar und September 1980 
führte der Nachfragerückgang zu einem 
Absinken der Stahlpreise um 13 %, wäh­
rend die Produktionskosen im gleichen 
Zeitraum um 5 % stiegen. 

Die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften war daher der Ansicht, daß 
sich die Europäische Stahlindustrie in 
einer Lage befinde, in der die Verwirk­
lichung der in Artikel 3 EGKS-Vertrag 
genannten Ziele, insbesondere die Mo­
dernisierung und die Umstrukturierung 
der Produktion, die Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen der Ar­
beiter sowie die geordnete Versorgung 
des Gemeinsamen Marktes, aufs äußerste 
gefährdet sind, und daß die Gemein­
schaft sich in einer offensichtlichen Krise 
im Sinne von Artikel 58 EGKS-Vertrag 
befinde. 

Das die ihr zu Gebote stehenden indirek­
ten Maßnahmen sich als unwirksam oder 
unzureichend erwiesen hatten, hielt es 
die Kommission zur Wiederherstellung 
des Gleichgewichts zwischen Angebot 
und Nachfrage für erforderlich, unmit­
telbar und verbindlich in die Produktion 
einzugreifen. Durch die Entscheidung 
Nr. 2794/80/EGKS vom 31. Oktober 
1980 (ABl. L 291, S. 1) führte sie ein Sy­
stem von Erzeugungsquoten für Stahl für 
die Unternehmen der Stahlindustrie in 
der Gemeinschaft ein. 

Nach Artikel 2 dieser Entscheidung setzt 
die Kommission vierteljährliche Erzeu­
gungsquoten für Rohstahl sowie für die 

folgenden vier Gruppen von Walzer­
zeugnissen fest: Coils und auf Spezial­
Straßen warmgewaltzer Bandstahl, 
Bleche ex quarto und Breitflachstahl, 
schwerer Formstahl (Stahlspundwände, 
Breitflanschträger, sonstige Träger und 
sonstiger Formstahl, Eisenbahnmaterial), 
leichte Profile (Walzdraht in Ringen, Be­
tonstahl und sonstiger Stabstahl). 

Nach Artikel 3 Absatz 1 der Entschei­
dung werden die vierteljährlichen Erzeu­
gungsquoten von der Kommission für 
jedes Unternehmen auf der Grundlage 
der Vergleichsproduktionen dieses Un­
ternehmens durch Anwendung der pro­
zentualen Kürzungen auf diese 
Vergleichsproduktionen festgesetzt. 

Artikel 4 der Entscheidung Nr. 2794/80 
regelt die Berechnung der vierteljähr­
lichen Vergleichsproduktionen jedes Un­
ternehmens für Walzerzeugnisse und für 
Rohstahl. 

a) Die in den Nummern 1 und 2 enthal­
tenen allgemeinen Vorschriften lau­
ten: 

1. Für jeden Monat des betreffenden 
Quartals wird der gleiche Monat 
während des Zeitraums von Juli 
1977 bis Juni 1980 berücksichtigt, 
in dem die Summe der Produktion 
der vier Gruppen von Walzerzeug­
nissen am größten war. Die drei 
auf diese Weise bestimmten Mo­
nate, die nicht unbedingt aufeinan­
der zu folgen brauchen, bilden den 
Vergleichszeitraum. 

2. Die Vergleichsproduktionen sind 
für Rohstahl und für jede der vier 
Gruppen von Walzerzeugnissen 
gleich der entsprechenden Produk­
tion während des Vergleichszeit­
raums. 

b) Die Nummern 3, 4 und 5 des Artikels 
4 regeln Sonderfälle, in denen die 
Vergleichsproduktionen und damit 
die Erzeugungsquoten erhöht werden. 

597 



URTEIL VOM 16. 2. 1982 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 39, 43, 85 UND 88/81 

Nach Artikel 4 Nr. 3 hat die Kommis­
sion unter Beachtung bestimmter Krite­
rien die Vergleichsproduktionen für Un­
ternehmen zu erhöhen, bei denen von 
Juli 1977 bis Juni 1980 der durchschnitt­
liche Auslastungsgrad der Produktions­
kapazitäten um 10 Prozentpunkte oder 
mehr unter dem durchschnittlichen Aus­
lastungsgrad der gleichen Anlagen der 
übrigen Unternehmen der Gemeinschaft 
in den Jahren 1977, 1978 und 1979 lag. 

Für den Fall, daß ein Unternehmen im 
Anschluß an ein ordnungsgemäß gemel­
detes Investitionsprogramm, zu dem die 
Kommission keine negative Stellung­
nahme abgegeben hat, nach dem 1. Juli 
1980 eine neue Anlage in Betrieb nimmt, 

bestimmt Artikel 4 Nr. 4, daß die Kom­
mission die Vergleichsproduktion dieses 
Unternehmens anzupassen hat. 

Nach Artikel 4 Nr. 5 kann die Ver­
gleichsproduktion eines Unternehmens 
aufgestockt werden, um der Umstruktu­
rierung Rechnung zu tragen. 

Für Walzerzeugnisse wurden die Sätze 
für die prozentuale Kürzung gegenüber 
der Vergleichsproduktion, die für das 
vierte Quartal 1980 in Artikel 5 Absatz 1 
der Entscheidung Nr. 2794/80 festge­
setzt worden waren, für das erste Quar­
tal 1981 in Artikel 1 der Entscheidung 
Nr. 3381/80 der Kommission vom 23. 
Dezember 1980 (ABl. L 355, S. 37) wie 
folgt festgesetzt: 

Gruppe I Coils und auf Spezialstraßen warmgewalzter Bandstahl 27,73 % 

Gruppe II Bleche ex quarto und Breitflachstahl 22,76 % 

Gruppe III 
Schwerer Formstahl (Stahlspundwände, Breitflanschträ­
ger, sonstige Träger und sonstiger Formstahl, Eisenbahn­
material) 19,59 °/o 

Gruppe IV Leichte Profile (Walzdraht in Ringen, Betonstahl und 
sonstiger Stabstahl) 27,64 % 

Für Rohstahl entspricht die prozentuale 
Kürzung, die die Kommission den Un­
ternehmen mitteilt, nach Artikel 5 Absatz 
2 der Entscheidung Nr. 2794/80 dem 
Durchschnitt der prozentualen Kürzun­
gen der vier Gruppen von Walzerzeug­
nissen, der nach der Vergleichsproduk­
tion jeder dieser Gruppen von Erzeug­
nissen gewichtet wird. 

Ziehen die Produktions- oder Lieferbe­
schränkungen gemäß der Entscheidung 
Nr. 2794/80 und ihren Anwendungsbe­
stimmungen für ein Unternehmen außer­
gewöhnliche Schwierigkeiten nach sich, 
so kann dieses nach Artikel 14 dieser 
Entscheidung die Kommission anrufen. 
Diese untersucht den Fall unverzüglich 
auf der Grundlage der Zielsetzung der 

Entscheidung und kann dann gegebenen­
falls die Bestimmungen der Entscheidung 
abändern. 

Artikel 2 der Akte vom 24. Mai 1979 
über die Bedingungen des Beitritts der 
Republik Griechenland und die Anpas­
sungen der Verträge (ABl. L 291, S. 17; 
im folgenden: Beitrittsakte) lautet: „Vom 
Zeitpunkt des Beitritts an sind die ur­
sprünglichen Verträge und die Rechts­
akte der Organe der Gemeinschaften für 
die Republik Griechenland verbindlich 
und gelten in diesem Staat in Überein­
stimmung mit den genannten Verträgen 
und dieser Akte." 

Gestützt auf die Beitrittsakte, insbeson­
dere auf deren Artikel 2, sowie auf Arti-
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kel 3 der Entscheidung Nr. 2794/80 und 
auf die Entscheidung Nr. 3381/80 teilte 
die Kommission den griechischen Stahl­
unternehmen im Januar und Februar 
1981 ihre Vergleichsproduktionen und 
ihre sich aus den Kürzungssätzen erge­
benden Erzeugungsquoten für das erste 
Quartal 1981 mit. Bei der Festsetzung 
dieser Quoten wurden die Vergleichs­
produktionen zugrunde gelegt, die ge­
rnäß Artikel 4 Nrn. 1 und 2 der Ent­
scheidung Nr. 2794/80 errechnet worden 
waren. 

a) für die Firma Halyvourgiki Inc. 

So teilte die Kommission durch Fern­
schreiben vom 19. Januar 1981 den 
Firmen Halyvourgiki Inc., Metallurgiki 
Halyps A.E. und Helliniki Halyvourgia 
S.A. ihre Vergleichsproduktionen und 
ihre Erzeugungsquoten für das erste 
Quartal 1981 mit, die dann durch den 
Adressaten am 3. Februar 1981 bekannt­
gegebene Einzelfallentscheidungen vom 
19. Januar, 3. Februar und 20. Januar 
1981 festgesetzt wurden. 

Die auf diese Weise festgesetzten Werte 
lauten 

Vergleichsproduktionen 
Kürzung 

Quote 
I. Quartal 

1981 Januar 1980 Februar 1980 März 1979 insgesamt 

Tonnen Tonnen Tonnen Tonnen % Tonnen 

Walzerzeugnisse 

Gruppéi 24 433 31681 35 367 91484 27,73 66 113 

GruppeII 7 213 5 664 5 436 18 313 22,76 14 145 

Gruppe III — — — — — — 

Gruppe IV 30 713 32 250 30 567 93 530 27,64 67 678 

Summe I-IV 62 359 69 595 71 370 203 324 147 936 

Rohstahl 34 323 37 908 31156 103 387 27,24 75 224 

b) für die Firma Helliniki Halyvourgia S.A. 

Vergleichsproduktionen 
Kürzung 

Quote 
1. Quartal 

1981 Januar 1980 Februar 1980 März 1979 insgesamt 

Tonnen Tonnen Tonnen Tonnen % Tonnen 

Walzerzeugnisse 

Gruppe I — — — — — — 

Gruppe II — — — — — — 

Gruppe III — — — — — — 

Gruppe IV 11196 10 476 10 625 32 297 27,64 23 370 

Summe I-IV 11196 10 476 10 625 32 297 23 370 

Rohstahl 11577 12 225 12 530 36 332 27,64 26 289 
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Am 19. und 20. Februar 1981 haben fünf 
griechische Stahlunternehmen, darunter 
die Firmen Halyvourgiki Inc. (Rechts­
sache 39/81), Metallurgiki Halyps A.E. 
(Rechtssache 41/81) und Helliniki Haly-
vourgia S.A. (Rechtssache 43/81), Kla­
gen gemäß Artikel 33 EGKS-Vertrag auf 
Aufhebung der Entscheidungen der 
Kommission, durch die die Erzeugungs­
quoten für das erste Quartal 1981 festge­
setzt worden waren, erhoben und An­
träge nach Artikel 39 EGKS-Vertrag und 
Artikel 83 der Verfahrensordnung auf 
Aussetzung der Vollstreckung dieser 
Entscheidungen gestellt. 

Mit Beschluß vom 13. Mai 1981 hat der 
Gerichtshof die fünf unter den Num­
mern 39/81, 40/81, 41/81, 42/81 und 
43/81 in das Register eingetragenen Kla­
gen zum Zwecke des Verfahrens und der 
Entscheidung verbunden. 

Mit Beschluß vom 16. September 1981 
hat der Gerichtshof nach Rücknahme 
der Klagen der betreffenden beiden Un­
ternehmen die Rechtssachen 40/81 und 
42/81 im Register gestrichen und diesen 
beiden Klägerinnen je ein Fünftel der bis 
zur Klagerücknahme angefallenen Ko­
sten einschließlich der Kosten des. Ver­
fahrens wegen einstweiliger Anordnung 
auferlegt. 

Das schriftliche Verfahren in den 
Rechtssachen 39/81 (Halyvourgiki Inc.), 
41/81 (Metal lurgiki Halyps A.E.) und 
43/81 (Halyvourgia S.A.) ist ordnungs­
gemäß abgelaufen. 

Im Verfahren wegen einstweiliger An­
ordnung hat der Präsident des Gerichts­
hofes nach Antragsrücknahme der fünf 
Antragstellerinnen am 20. März 1981 in 
der Rechtssache 41/81 R (Metallurgiki 
Halyps A.E.) einen Beschluß erlassen 
(Slg. S. 841). 

Aufgrund der Stellungnahmen, der be­
troffenen griechischen Unternehmen und 
in einem Fall aufgrund der von ihren 

eigenen Überprüfern an Ort und Stelle 
getroffenen Feststellungen erließ die 
Kommission bereits am 13. März 1981 
Entscheidungen, durch die sie ihre ur­
sprünglichen Entscheidungen über die 
Festsetzung der Erzeugungsquoten für 
das erste Quartal 1981 abänderte. 

a) Für die Firma Halyvourgiki Inc. im 
besonderen sah die Entscheidung vom 
13. März 1981 in Anwendung unter an­
derem der Artikel 14 und 5 Absatz 2 der 
Entscheidung Nr. 2794/80 folgende Än­
derungen der Erzeugungsquoten für das 
erste Quartal 1981 vor: 

Quoten nach der 
Entscheidung vom 

19.Januar 1981 

Quoten nach der 
Entscheidung vom 

13. März 1981 

(in Tonnen) (in Tonnen) 

Walzerzeugnisse 

Gruppéi 66 113 91 481 

Gruppe II 14 145 — 

Gruppe III — — 

Gruppe IV 67 678 86 275 

Rohstahl 75 224 187 775 

b) Für die Firma Helliniki Halyvourgia 
S.A. sah die Entscheidung vom 13. März 
1981 in Anwendung von Artikel 14 der 
Entscheidung Nr. 2794/80 folgende Än­
derungen gegenüber der ursprünglichen 
Entscheidung vor: 

Quoten nach der 
Entscheidung vom 
20. Januar 1981 

Quoten nach der 
Entscheidung vom 
13. März 1981 

(in Tonnen) (in Tonnen) 

Walzerzeugnisse 

Gruppe IV 23 370 32 297 

Rohstahl 26 289 36 322 
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Am 13. April 1981 haben die Firmen 
Halyvourgiki Inc. und Helliniki Haly-
vourgia S.A. sowie zwei andere griechi­
sche Stahlunternehmen Klagen auf 
Aufhebung der Änderungsentscheidun-
gen der Kommission vom 13. März 1981 
erhoben. 

Mit Beschluß vom 13. Mai 1981 hat der 
Gerichtshof die unter den Nummern 
85/81, 86/81, 87/81 und 88/81 in das 
Register eingetragenen vier Klagen zum 
Zwecke des Verfahrens und der Ent­
scheidung verbunden. 

Mit Beschluß vom 16. September 1981 
hat der Gerichtshof nach Rücknahme 
der Klagen der betreffenden beiden Un­
ternehmen die Rechtssachen 86/81 und 
87/81 im Register gestrichen und diesen 
beiden Klägerinnen je ein Viertel der bis 
zur Klagerücknahme angefallenen Ko­
sten auferlegt. 

Das schriftliche Verfahren in den 
Rechtssachen 85/81 (Halyvourgiki Inc.) 
und 88/81 (Helliniki Halyvourgia S.A.) 
ist ordnungsgemäß abgelaufen; die 
Klägerinnen haben auf die Einreichung 
einer Erwiderung verzichtet. 

Am 15. Mai 1981 hat die Firma Metal­
lurgiki Halyps A.E. eine unter der Num­
mer 121/81 in das Register eingetragene 
Klage gegen eine Entscheidung der 
Kommission vom 14. April 1981 erho­
ben, durch die die Erzeugungsquoten, 
die für sie in der Entscheidung vom 3. 
Februar 1981 festgesetzt worden waren, 
geändert worden waren. 

Das schriftliche Verfahren in dieser 
Rechtssache ist ordnungsgemäß abgelau­
fen; die Klägerin hat auf die Einreichung 
einer Erwiderung verzichtet. 

Mit Beschluß vom 30. September 1981 
hat der Gerichtshof die Rechtssachen 
39/81, 41/81, 43/81, 85/81, 88/81 und 
121/81 zur gemeinsamen mündlichen 
Verhandlung und Entscheidung verbun­
den. 

Auf Bericht des Berichterstatters hat der 
Gerichtshof nach Anhörung des General­
anwalts beschlossen, die mündliche Ver­
handlung in diesen Rechtssachen ohne 
vorherige Beweisaufnahme zu eröffnen. 

In der Sitzung vom 10. November 1981 
hat die Firma Metallurgiki Halyps A.E., 
vertreten durch Rechtsanwalt Ernest 
Arendt, Luxemburg, beantragt, die 
Rechtssachen 41 und 121/81 von den 
übrigen verbundenen Rechtssachen abzu­
trennen und die mündliche Verhandlung 
in diesen beiden Rechtssachen zu verta­
gen; hilfsweise hat sie sich bereit erklärt, 
diese Klagen zurückzunehmen. Nach 
Anhörung der Kommission und des 
Generalanwalts und nach Beratung über 
den Antrag hat der Gerichtshof in der 
Sitzung beschlossen festzustellen, daß 
kein Grund für eine Vertagung oder Ab­
trennung der Rechtssachen 41 und 
121/81 vorgetragen worden sei, sich 
aber gleichzeitig bereit erklärt, die 
Rücknahme der Klage durch die Firma 
Metallurgiki Halyps A.E. förmlich fest­
zustellen. 

Diese Entscheidung bildete den Gegen­
stand eines Beschlusses des Gerichtshofes 
vom 10. November 1981, durch die die 
Streichung der Rechtssachen 41 und 
121/81 im Register angeordnet und die 
Entscheidung über die Kosten vorbehal­
ten wurde. 

In deť Sitzung vom 10. November 1981 
haben die Firmen Halyvourgiki Inc. und 
Helliniki Halyvourgia S.A., vertreten 
durch Rechtsanwalt Elvinger, und die 
Kommission, vertreten durch Herrn van 
Ackere, mündlich verhandelt. 

Mit Beschluß vom 25. November 1981 
hat der Gerichtshof der Firma Metallur­
giki Halyps A.E. ihre eigenen Kosten in 
den Rechtssachen 41 und 121/81 sowie 
ein Drittel der bis zur Klagerücknahme 
angefallenen Kosten der Kommission in 
den verbundenen Rechtssachen 39, 41, 
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43, 85, 88 und 121/81 auferlegt. Mit 
dem gleichen Beschluß wurden die Ko­
sten in dem Verfahren wegen einstweili­
ger Anordnung 41/81 R, über die die 
Entscheidung im Beschluß des Präsiden­
ten vom 20. März 1981 vorbehalten wor­
den war, gegeneinander aufgehoben. 

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 12. Januar 1982 
vorgetragen. 

II — A n t r ä g e der P a r t e i e n 

Die Klägerinnen beantragen 

a) in den Rechtssachen 39/81 und 43/81, 

— die Entscheidung vom 19. bzw. 
20. Januar 1981 aufzuheben, 
durch die die Kommission für sie 
die in den Entscheidungen Nrn. 
2794/80 und 3381/80 vorgesehe­
nen Erzeugungsquoten für Stahl 
festgesetzt hat, 

— der Kommission die Kosten des 
Verfahrens aufzuerlegen, 

b) in den Rechtssachen 85/81 und 88/81, 

— ihnen zu bestätigen, daß sie ihre 
Klage gegen die Entscheidung der 
Kommission vom 19. bzw. 20. Ja­
nuar 1981 aufrechterhalten, 

— diese Entscheidungen auch in ih­
rem geänderten Wortlaut, wie er 
in den Schreiben der Kommission 
vom 13. März 1981 enthalten ist, 
aufzuheben, 

— der Kommission die Kosten des 
Verfahrens aufzuerlegen. 

Die Kommission beantragt in allen 
Rechtssachen, 

— die Klage als unbegründet abzuwei­
sen, 

— den Klägerinnen die Kosten aufzuer­
legen. 

I I I — Angr i f f s - und V e r t e i d i ­
g u n g s m i t t e l der P a r t e i e n 

Die Klägerinnen machen zur Begrün­
dung ihrer Anträge auf Aufhebung der 
sie betreffenden Einzelfallentscheidungen 
geltend, die deren Grundlage bildenden 
allgemeinen Entscheidungen Nrn. 
2794/80 und 3381/80 seien zum einen 
auf die Stahlunternehmen der Republik 
Griechenland nicht anwendbar oder zu­
mindest ihnen gegenüber nichtig und 
zum anderen wegen Verletzung wesent­
licher Formvorschriften infolge unzu­
länglicher Begründung und wegen Ver­
stoßes gegen den EGKS-Vertrag, insbe­
sondere gegen dessen Artikel 58 und 74, 
rechtswidrig. 

Die Kommission vertritt die Ansicht, die 
Entscheidungen Nrn. 2794/80 und 
3381/80 seien aufgrund der Beitrittsakte 
auf die griechischen Stahlunternehmen 
anwendbar und ihnen gegenüber voll 
gültig; sie stünden im übrigen im Ein­
klang mit dem EGKS-Vertrag und seien 
ordnungsgemäß begründet. 

A — Zur Anwendbarkeit der Entschei­
dungen Nrn. 2794/80 und 3381/80 
auf die griechischen Stahlunterneh­
men 

Die Klägerinnen vertreten die Ansicht, 
die allgemeinen Entscheidungen Nrn. 
2794/80 und 3381/80 seien auf sie nicht 
anwendbar oder zumindest ihnen ge­
genüber nichtig. 

a) Die Entscheidungen Nrn. 2794/80 
und 3381/80 stellten keine Rechtsakte 
der durch den Beitritt Griechenlands er­
weiterten Gemeinschaftsorgane dar, da 
sie ergangen seien, bevor der Beitritt am 
1. Januar 1981 wirksam geworden sei. 

Sie seien auch nicht nach Maßgabe der 
den Beitritt betreffenden Dokumente un­
terzeichnet oder ratifiziert worden, da 
sie nach deren Annahme ergangen seien. 
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Sie hätten daher weder den Gegenstand 
von Übergangsbestimmungen nach Arti­
kel 9 der Beitrittsakte noch von Anpas­
sungen der Rechtsakte der Organe ge­
mäß den Artikeln 21 und 22 der Beitritts­
akte bilden können. 

Zwar seien nach Artikel 2 der Beitritts­
akte die Rechtsakte der Organe der Ge­
meinschaften für die Republik Griechen­
land „vom Zeitpunkt des Beitritts an" 
verbindlich; die Klägerinnen wendeten 
sich auch keineswegs grundsätzlich ge­
gen die Geltung der Rechtsvorschriften 
und Rechtsakte der Gemeinschaften. Je­
doch könne es sich insofern nicht um 
künftige Rechtsakte handeln, da Artikel 
2 der Beitrittsakte nur von einer Geltung 
„in Übereinstimmung mit . . . dieser 
Akte" spreche. Es könne, solange dies 
nicht ausdrücklich bestimmt sei, nicht 
davon ausgegangen werden, daß die Re­
publik Griechenland vertraglich künfti­
gen, bei Vertragsschluß unbekannten 
und inhaltlich völlig unbestimmten 
Rechtsakten zugestimmt habe, die erst 
später von Institutionen, denen Griechen­
land nicht angehört habe, völlig ohne 
seine Mitwirkung hätten erlassen werden 
sollen. 

Die mit dem Beitritt zum Vertrag ver­
bundene Übertragung von Hoheitsrech-
ten sei ohne die Beteiligung des betref­
fenden Staats an den Organen der 
Gemeinschaft nicht vorstellbar; Vor­
schriften, auf die sich weder der Bei­
trittsvertrag noch Rechtsakte der durch 
die Beteiligung Griechenlands tatsächlich 
„erweiterten" Organe bezögen, hätten 
für Griechenland nur verbindlich sein 
und von ihm als verbindlich anerkannt 
werden können, wenn eine solche unbe­
stimmte und unbegrenzte Aufgabe von 
Hoheitsrechten im Beitrittsvertrag abso­
lut eindeutig und unmißverständlich vor­
gesehen gewesen wäre. 

Ebensowenig wie in Artikel 2 sei auch in 
Artikel 9 der Beitrittsakte, der eine Über­

gangsregelung über die Geltung der 
Rechtsakte der Organe enthalte, von 
künfigen Rechtsakten die Rede. 

Der „acquis communautaire" umfasse 
die Verträge und die Rechtsakte der 
Organe, wie sie bei Abschluß des Bei­
trittsvertrags bestanden hätten und durch 
diesen Vertrag angepaßt worden seien. 

b) Artikel 146 der Beitrittsakte sehe 
zwar vor, daß bestimmte nicht in dieser 
Akte enthaltene „Anpassungen" der 
Rechtsakte der Gemeinschaftsorgane, die 
diese vor dem Beitritt vorgenommen hät­
ten, mit dem Beitritt in Kraft träten; 
diese Vorschrift betreffe aber nur die 
Anpassungen der Rechtsakte, nicht hin­
gegen die Rechtsakte selbst, und es gehe 
nur darum, diese Rechtsakte mit den Be­
stimmungen der Beitrittsakte „in Ein­
klang zu bringen". Dabei seien ganz 
offensichtlich mit den „Rechtsakten der 
Organe" bereits bekannte und in Kraft 
befindliche Rechtsakte gemeint, die we­
gen der Vielzahl der Regelungen nicht 
nach den Artikeln 21 und 22 der Beitritts­
akte hätten angepaßt werden können; 
obwohl es sich nur um Anpassungen, 
nicht um neue Rechtsakte handele, hät­
ten diese Anpassungen notwendigerweise 
ohne Mitwirkung des neuen Mitglied­
staats und ohne dessen Repräsentation in 
den Gemeinschaftsorganen vorgenom­
men werden müssen. 

Artikel 146 der Beitrittsakte habe offen­
sichtlich einen begrenzten Zweck: Er 
solle den noch nicht „durch den Beitritt 
Griechenlands erweiterten" Gemein­
schaftsorganen Änderungen der Rechts­
akte der Organe ermöglichen: hingegen 
gestatte er den noch nicht erweiterten 
Organen nicht den Erlaß neuer Rechts­
akte. 

Unterstelle man, daß Artikel 146 der Bei­
trittsakte dahin gehend ausgelegt werden 
könne, daß er nach Abschluß des Bei­
trittsvertrags und vor dem Wirksamwer-
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den des Beitritts erlassene Rechtsakte er­
fasse, so sei festzuhalten, daß er eine 
Verpflichtung zur Anpassung dieser 
künftigen Rechtsakte begründe; im vor­
liegenden Fall hätte die Kommission 
dann nach Erlaß der Entscheidung Nr. 
2794/80 der unabweisbaren Notwendig­
keit Rechnung tragen müssen, diese Ent­
scheidung der Situation Griechenlands 
anzupassen. 

c) Das Informations- und Konsulta­
tionsverfahren, das die Schlußakte vom 
28. Mai 1979 zu den den Beitritt betref­
fenden Dokumenten (ABl. L 291, S. 191) 
für die Annahme bestimmter Beschlüsse 
und sonstige Maßnahmen vor dem Bei­
tritt vorsehe, hätte bereits bei den unter 
Artikel 146 der Beitrittsakte fallenden 
„Anpassungen" angewandt werden müs­
sen. Diese Vorschrift in Verbindung mit 
den Bestimmungen über das Informa­
tions- und Konsultationsverfahren stehe 
der Annahme entgegen, daß der neue 
Mitgliedstaat in der Zeit zwischen der 
Unterzeichnung und dem Inkrafttreten 
der Beitrittsakte zwar unterrichtet und 
gegebenenfalls habe konsultiert werden 
müssen, die den Charakter von Verord­
nungen aufweisenden Beschlüsse von In­
stitutionen, denen er noch nicht angehört 
habe, aber habe hinnehmen und befolgen 
müssen. 

Jedenfalls sei weder in den — immerhin 
sehr umfangreichen — Gründen noch in 
der „Konsultations-Präambel" der Ent­
scheidung Nr. 2794/80 von einer Unter­
richtung Griechenlands die Rede. Im 
Verwaltungsrecht gelte der Grundsatz, 
daß die Ordnungsmäßigkeit von Ent­
scheidungen sich aus diesen selbst erge­
ben müsse; sei die Einhaltung einer 
wesentlichen Formvorschrift oder eines 
wesentlichen Verfahrens nicht festge­
stellt, so sei jeder Gegenbeweis ausge­
schlossen und die Entscheidung nichtig. . 

Es handele sich nur um eine relative 
Nichtigkeit: Sie berühre die Entschei­
dung Nr. 2794/80 nur hinsichtlich Grie­
chenlands. 

Diese Entscheidung sei im Verhältnis zu 
Griechenland außerdem wegen fehlender 
oder unzulänglicher Begründung nichtig: 
So werde zum Beispiel mit keinem Wort 
das künftige Inkrafttreten der Entschei­
dung in Griechenland begründet und die 
Situation in diesem Land in keiner Weise 
berücksichtigt. 

d) Die Unanwendbarkeit der Entschei­
dung Nr. 2794/80 auf die Republik 
Griechenland ergebe sich schon aus der 
Begründung und dem Inhalt der Ent­
scheidung: Die in den Begründungser­
wägungen angeführten Daten zum 
Rückgang der Nachfrage und zum Be­
stehen einer offensichtlichen Krise seien 
ausschließlich für die Situation der Ge­
meinschaft ohne Griechenland repräsen­
tativ. Die Feststellung, daß die Unterneh­
men ihre jeweiligen freiwilligen Ver­
pflichtungen nicht erfüllt und die Über­
nahme künftiger Verpflichtungen abge­
lehnt hätten, könne sich ganz offensicht­
lich nicht auf die griechischen Unterneh­
men beziehen. Die Regelung der Quo­
tenfestsetzung in Artikel 4 Nr. 3 und 4 
schließe offensichtlich die Vornahme der 
Anpassungen bei Unternehmen aus, die 
in den Vorjahren nicht dem Gemeinsa­
men Markt angehört hätten. Die Festset­
zung der Quoten auf der Grundlage der 
tatsächlichen Produktion in den Jahren 
1977 bis 1980 sei bei den griechischen 
Unternehmen in höchstem Maße unan­
gebracht; da diese in dem genannten 
Zeitraum nicht dem Gemeinsamen 
Markt angehört hätten, sei ihnen weder 
gegenüber den anderen Mitgliedstaaten 
noch gegenüber den Drittstaaten ein 
Schutz zuteil geworden und seien sie 
nicht nur nicht in den Genuß der von 
der Gemeinschaft getroffenen Unterstüt­
zungsmaßnahmen gelangt, sondern we-
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gen der Schutzmaßnahmen der Gemein­
schaft sogar einem zunehmenden Druck 
sowohl der Mitgliedstaaten als auch der 
Drittländer ausgesetzt gewesen. Die 
Zollschranken zwischen der Gemein­
schaft und der Republik Griechenland 
hätten 1981 nach den Artikeln 25 und 29 
der Beitrittsakte noch 90 % betragen. 

e) Auf die Behauptung der Kommis­
sion, die gesamte Rechtsetzung der Ge­
meinschaften innerhalb von 19 Monaten 
bliebe nach der Auffassung der Klägerin­
nen für immer Griechenland gegenüber 
unanwendbar, sei zu entgegnen, daß ein 
Vertrag nicht nach reinen Zweckmäßig-
keitserwägungen ausgelegt und ange­
wandt werden könne; vor allem sei ihr in 
tatsächlicher Hinsicht entgegenzuhalten, 
daß die völlig außergewöhnliche Lage 
Griechenlands es erforderlich gemacht 
habe, schon am 1. Januar 1981 eine er­
gänzende Entscheidung nach Artikel 58 
EGKS-Vertrag zu treffen, da die Ent­
scheidung Nr. 2794/80 offenbar zur An­
wendung auf diesen Staat ungeeignet ge­
wesen sei. 

Die Kommission widerspricht der gesam­
ten Argumentation gegen die Anwend­
barkeit oder Gültigkeit der fraglichen 
allgemeinen Entscheidungen im Verhält­
nis zu den griechischen Stahlunterneh­
men. 

a) In Artikel 2 der Beitrittsakte sei ein 
fundamentaler Grundsatz niedergelegt: 
Der am 31. Dezember 1980 erreichte 
Entwicklungsstand der Gemeinschaft 
(acquis communautaire), d. h. die ur­
sprünglichen Verträge und die bis zu 
diesem Tag von den Gemeinschaftsorga­
nen erlassenen Rechtsakte, sei in Grie­
chenland vom Zeitpunkt des Beitritts die­
ses Landes am 1. Januar 1981 an gelten­
des Recht. Griechenland, das uneinge­
schränkt Mitgliedstaat der Gemeinschaf­
ten geworden sei, habe als solcher sämt­
liche Verpflichtungen übernehmen müs­

sen, die den neun alten Mitgliedstaaten 
zu diesem Zeitpunkt oblegen hätten. 
Eine andere Lösung sei eigentlich nicht 
vorstellbar: Es gehe nicht an, daß sämt­
liche Rechtsetzungakte der Gemeinschaf­
ten, die nach Unterzeichnung der den 
Beitritt betreffenden Dokumente erlassen 
worden seien, in Griechenland niemals 
Geltung erlangen könnten und daß der 
Beitritt dort niemals wirksam werden 
könne. 

Zwar seien die Rechtsakte der Gemein­
schaftsorgane auf Griechenland nur un­
ter den in der Beitrittsakte vorgesehenen 
Bedingungen anwendbar, d. h. mit den 
„Anpassungen", die durch den Beitritt 
eines zehnten Staats zu den Gemein­
schaften und der entsprechenden Aus­
dehnung ihres räumlichen Geltungsbe­
reichs notwendig geworden seien, wie 
auch mit den vorübergehenden Abwei­
chungen und den Übergangsmaßnah­
men, die in der Beitrittsakte selbst insbe­
sondere in ihrem Artikel 9, vorgesehen 
seien. 

Im Bereich der Eisen- und Stahlindustrie 
seien für die Einführung des vereinheit­
lichten EGKS-Tarifs (Artikel 32 bis 34) 
oder für die Preisbildungssysteme der 
Eisen- und Stahlunternehmen (Artikel 
129) besondere Regelungen getroffen 
worden. Hingegen sei keineswegs vorge­
sehen, daß Maßnahmen nach Artikel 58 
EGKS-Vertrag auf Griechenland nicht 
oder nur unter besonderen, von der all­
gemeinen Regelung abweichenden Be­
dingungen angewandt werden könnten. 

Die eventuellen nicht in der Beitrittsakte 
oder ihren Anhängen enthaltenen „An­
passungen" der Rechtsakte der Organe 
seien von diesen nach dem in Artikel 146 
Absatz 2 der Beitrittsakte vorgesehenen 
Verfahren vogenommen worden. Ihr 
Zweck habe darin bestanden, die Rechts­
akte der Organe mit den Bestimmungen 
der Beitrittsakte in Einklang zu bringen; 
sie hätten eventuelle ergänzende tech-
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nische Anpassungen, aber auch Anpas­
sungen der Rechtsakte betroffen, die 
zwischen dem Zustandekommen der den 
Beitritt betreffenden Dokumente und 
dem Wirksamwerden des Beitritts erlas­
sen worden seien, sowie in allgemeiner 
Hinsicht alle Änderungen der Rechtsakte 
der Organe, die sich wegen der in der 
Beittrittsakte vorgesehenen neuen Über­
gangsregelungen als notwendig hätten 
erweisen können. Alle vor dem Beitritt 
erlassenen Rechtsakte der Gemein­
schaftsorgane gälten, wenn nichts Ge­
genteiliges vorgesehen sei, in unveränder­
ter oder durch die eventuell für notwen­
dig erachteten Anpassungen ergänzter 
Fassung für Griechenland ebenso wie für 
die anderen Mitgliedstaaten der Gemein­
schaften. 

b) Die in Artikel 146 der Beitrittsakte 
vorgesehenen Anpassungen seien nur in 
Fällen geboten, in denen eventuell in 
der Beitrittsakte vorgesehenen Sonder­
regelungen für Griechenland Rechnung 
getragen werden müsse; auf die Anwen­
dung der Artikel 47 und 58 EGKS-Ver-
trag treffe dies nicht zu. 

c) Die der Schlußakte beigefügte Ver­
einbarung über das Verfahren zur An­
nahme bestimmter Beschlüsse und son­
stige Maßnahmen in der Zeit vor dem 
Beitritt stelle den Beweis dafür dar, daß 
die vom Rat in der Interimszeit zu tref­
fenden Entscheidungen auch für Grie­
chenland gelten sollten; anderenfalls 
müsse man sich fragen, weshalb Grie­
chenland an ihrer Vorbereitung habe be­
teiligt werden sollen. 

d) Tatsächlich sei das Informationsver­
fahren der Republik Griechenland ge­
genüber eingehalten worden; diese habe 
keine Konsultation im Rahmen des Inte­
rimsausschusses beantragt. Es habe daher 
in der Begründung der Entscheidung Nr. 
2794/80 keines Hinweises auf eine Kon­
sultation bedurft, die nicht stattgefunden 

habe. Jedenfalls brauchten nur die Maß­
nahmen begründet zu werden, die in den 
Rechtsakten der Organe enthalten seien, 
nicht aber die, auf die dies nicht zutreffe. 

e) In der Begründung allgemeiner 
Rechtsakte könne nicht auf die beson­
dere Situation aller Stahlunternehmen, 
aufgeschlüsselt nach — alten oder neuen 
— Mitgliedstaaten, eingegangen werden. 
Die Entscheidung Nr. 2794/80 betreffe 
in genereller Weise die Stahlunterneh­
men der Gemeinschaft in deren Zusam­
mensetzung zu dem Zeitpunkt, zu dem 
die Vorschriften der Entscheidung ange­
wandt würden. 

Den Belangen der griechischen Stahlin­
dustrie sei im übrigen durch die Über­
gangsmaßnahmen der Beitrittsakte Rech­
nung getragen worden; in dieser sei 
allerdings keine Ausnahme für Griechen­
land bei der eventuellen Anwendung von 
Artikel 58 EGKS-Vertrag vorgesehen. Es 
habe sich auch bei Erlaß der Entschei­
dung über die Quoten nicht als erforder­
lich erwiesen, weitere besondere Maß­
nahmen zugunsten Griechenlands zu 
treffen. Daß die griechischen Unterneh­
men nicht an den früheren Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Krise teilgenommen 
hätten, sei kein Grund gewesen, sie von 
der Erzeugungsquotenregelung auszu­
nehmen; ihnen sei dadurch auch kein 
Nachteil, sondern im Gegenteil ein Vor­
teil erwachsen. 

B — Zur Rüge der unzulänglichen Be­
gründung 

Die Klägerinnen führen aus, nach Artikel 
58 EGKS-Vertrag führe die Kommission 
ein System von Erzeugungsquoten „er­
forderlichenfalls unter Anwendung der in 
Artikel 74 vorgesehenen Maßnahmen" 
ein. Die Kommission hätte sich daher in 
ihrer Entscheidung über die Anwendung 
von Artikel 58 unbedingt zu der Frage 
äußern müssen, ob neben dem einzufüh-
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renden System Maßnahmen nach Artikel 
74 zu ergreifen seien. Artikel 74 sei aber 
unter den Bezugsvermerken der Ent­
scheidung Nr. 2794/80 nicht mit aufge­
führt und erst recht in den Begründungs­
erwägungen und den Artikeln der Ent­
scheidung nicht genannt. 

Zwischen den Artikeln 58 und 74 bestehe 
ein so enger Zusammenhang, daß zu­
mindest im Falle des Artikels 74 Absatz 1 
Nr. 3 keine Entscheidung über eine die­
ser beiden Vorschriften unabhängig von 
der eventuellen Anwendung der anderen 
getroffen werden könne. Daher sei bei 
jeder Anwendung von Artikel 58 not­
wendigerweise die Erforderlichkeit der 
Anwendung von Artikel 74 zu prüfen 
und sodann je nach der auf diese Weise 
festgestellten Erforderlichkeit über die 
Anwendung von Artikel 74 zu entschei­
den. 

Da nirgends die Vornahme einer solchen 
Prüfung festgestellt und auch kein einzi­
ger Grund für das daraus abgeleitete Er­
gebnis angeführt sei, sei die Begründung 
für die Anwendung von Artikel 58 durch 
die Entscheidung Nr. 2794/80 unzurei­
chend. 

Die Kommission meint, die Folgerungen 
aus dem Zusammenhang zwischen den 
Artikeln 58 und 74 EGKS-Vertrag seien 
für jede dieser beiden Vorschriften 
grundverschieden: In der Begründung 
für die Einführung von mengenmäßigen 
Beschränkungen nach Artikel 74 Absatz 
1 Nr. 3 müsse festgstellt werden, daß die 
Voraussetzungen des Artikels 58 erfüllt 
seien; dagegen enthalte Artikel 58 keine 
Verweisung auf die Voraussetzungen des 
Artikels 74, so daß dieser in der Begrün­
dung einer nach Artikel 58 erlassenen 
Entscheidung nicht erwähnt zu werden 
brauche, es sei denn, daß diese Entschei­
dung auf Artikel 74 gestützte Anordnun­
gen enthalte; dies sei aber bei der Ent­
scheidung Nr. 2794/80 nicht der Fall. 

Jedenfalls müßten in der Begründung der 
Rechtsakte der Organe Gründe für die 
getroffenen und in diesen Rechtsakten 
enthaltenen Maßnahmen, nicht aber für 
die darin nicht enthaltenen Maßnahmen 
angegeben werden. 

C — Zur Rüge des Verstoßen gegen Arti­
kel 58 § 1 und Artikel 74 EGKS-
Vertrag 

Die Klägerinnen vertreten die Ansicht, 
zwar sei die Anwendung von Artikel 58 
§ 1 EGKS-Vertrag im vorliegenden Fall 
unbestreitbar berechtigt gewesen, aber 
das Absehen von begleitenden Maßnah­
men nach Artikel 74 stelle einen Verstoß 
gegen diese beiden Vorschriften dar. 

Ein Ermessen der Kommission stelle kein 
Hindernis dafür dar, daß die Entschei­
dung, keine Maßnahme nach Artikel 74 
zu treffen, auf ihre Rechtmäßigkeit hin 
gerichtlich überprüft werde: Der Ge­
richtshof sei befugt nachzuprüfen, ob die 
Entscheidung auf einer korrekten An­
wendung des Vertrages beruhe. 

Im vorliegenden Fall liege es auf der 
Hand, daß durch die Verringerung der 
Erzeugung in den Ländern der Gemein­
schaft allein nicht nur das Angebot auf 
das Niveau der Nachfrage herabgedrückt 
werden könne, sondern auch und vor al­
lem, daß angsichts der Unzulänglichkeit 
der auf anderen Grundlagen getroffenen 
einseitigen wie auch vertragsmäßigen 
Vorkehrungen den Erzeugern aus Dritt­
ländern vom 1. Quartal 1981 an durch 
die Tatsache, daß die Verringerung der 
Erzeugung in den Mitgliedstaaten die 
einzige Maßnahme dargestellt habe, 
zwangsläufig der Zugang zu einem grö­
ßeren Teil des Gemeinsamen Marktes 
eröffnet worden sei. 

Die Kommission betont, die Beurteilung 
der Frage, ob neben den Maßnahmen 
nach Artikel 58 begleitende Maßnahmen 
nach Artikel 74 erforderlich seien, stelle 
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eine politische Entscheidung dar: Die 
Zweckmäßigkeit von die Einfuhren be­
treffenden Maßnahmen, d. h. konkret 
von mengenmäßigen Beschränkungen, 
müsse nämlich gegen die Vereinbarkeit 
solcher Beschränkungen mit den Ver­
pflichtungen der Gemeinschaft gegen­
über den Drittländern, insbesondere im 
Rahmen des GATT, und gegen die even­
tuellen Auswirkungen der Einführung 
von mengenmäßigen Importbeschrän­
kungen auf die Ausfuhren von Erzeug­
nissen der Gemeinschaft im allgemeinen 
und von Stahlerzeugnissen im besonde­
ren abgewogen werden. Nach einer Be­
wertung dieser verschiedenen Gesichts­
punkte sowie unter Berücksichtigung der 
verschiedenen bereits — zum Teil auf­
grund von Artikel 74 — getroffenen so­
wie gleichzeitig mit der Entscheidung 
über die Einführung der Quotenregelung 
zu treffenden Maßnahmen sei sie zu der 
Ansicht gelangt, daß es nicht erforderlich 
sei, nach Artikel 74 oder auf irgendeiner 
anderen Grundlage zur Ergänzung der 
Quotenregelung weitere Maßnahmen für 
die Einfuhren zu erlassen; die bis dahin 
getroffenen Begleitmaßnahmen zu der 
Quotenregelung seien bereits ausrei­
chend gewesen. 

Die Richtigkeit dieser Einschätzung sei 
später nicht durch den tatsächlichen Lauf 
der Dinge widerlegt worden. 

D — Zur Rüge der Diskriminierung 

Die Klägerinnen tragen vor, nach Artikel 
58 § 2 Absatz 1 EGKS-Vertrag seien 
„angemessene" Quoten festzusetzen; da­
bei habe die Hohe Behörde „die in den 
Artikeln 2, 3 und 4 genannten Grund­
sätze zu berücksichtigen". 

a) Artikel 4 Nr. 3 der Entscheidung 
Nr. 2794/80 sei aber auf die Unterneh­
men nicht anwendbar, die nicht der Ge­
meinschaft angehört hätten und sich da­
her nicht an den von der Kommission 

aufgestellten Lieferprogrammen hätten 
beteiligen können; außerdem sei Artikel 
4 Nr. 4 auf die Unternehmen nicht an­
wendbar, zu deren Investitionsprogramm 
die Kommission aus demselben Grund 
keine Stellungnahme habe abgeben kön­
nen. Die Entscheidung Nr. 2794/80 dis­
kriminiere dadurch die zuletzt genannte 
Gruppe von Unternehmen in krasser 
Weise gegenüber den anderen Unterneh­
men. 

b) Nach der Auslegung, die Artikel 14 
der Entscheidung Nr. 2794/80 erfahre, 
bestehe eine weitere Diskriminierung im 
Verhältnis zwischen den Unternehmen, 
die trotz der Beschränkungsmaßnahmen 
lebensfähig blieben, und denen, für die 
diese Maßnahmen „außergewöhnliche 
Schwierigkeiten" mit sich brächten. 

c) Jede Regelung, nach der der Quo­
tenfestsetzung statt der Produktionska­
pazität die tatsächliche Erzeugung im 
Vergleichszeitraum zugrunde gelegt 
werde, führe unausweichlich zu einer 
Diskriminierung, die dem ausdrücklichen 
Gebot der Angemessenheit in Artikel 58 
EGKS-Vertrag zuwiderlaufe. 

d) Eine Diskriminierung bestehe nicht 
nur darin, daß Unternehmen in gleich­
artiger Lage unterschiedlich behandelt 
würden; im vorliegenden Fall beruhe die 
Diskriminierung darauf, daß Unterneh­
men gleichbehandelt würden, die sich in 
unterschiedlicher Lage befänden. 

e) In diesem Zusammenhang sei der in 
der Rechtsprechung des Gerichtshofs an­
erkannte Grundsatz der Verhältnismä­
ßigkeit zu berücksichtigen: Bei einer 
Rohstahlerzeugung der Gemeinschaft 
von jährlich etwa 140 Million Tonnen in 
den Jahren 1979 und 1980 falle die 
Gesamterzeugung der griechischen Un­
ternehmen, die nur knapp über einer 
Million Tonnen liege, nicht ins Gewicht. 

Die Kommission widerspricht allen diesen 
Rügen. 
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a) In der Grundregelung für die Fest­
setzung der Erzeugungsquoten, die in 
den Artikeln 3, 4 und 5 der Entschei­
dung Nr. 2794/80 enthalten sei, werde 
für die Festsetzung der Vergleichspro­
duktionen der einzelnen Unternehmen 
ein Zeitraum herangezogen, der noch 
nicht zu weit zurückliege, um die tat­
sächlichen Strukturen widerzuspiegeln, 
und der lange genug sei, um jede Zufäl­
ligkeit auszuschließen; dabei würden für 
jede Gruppe von Erzeugnissen eigene 
Kürzungssätze angewandt, so daß der 
besonderen Marktsituation für jede 
Gruppe Rechnung getragen werde. 

Durch Artikel 4 Nr. 3 soll eine Unbillig­
keit vermieden werden, die lediglich zum 
Nachteil bestimmter Unternehmen ent­
stehen könne, die sich an freiwilligen 
Lieferprogrammen beteiligt hätten; da 
sich die griechischen' Unternehmen an 
solchen Programmen nicht beteiligt hät­
ten, bestehe kein Anlaß, ihnen Anpassun­
gen zu gewähren. Daraus ergebe sich al­
lerdings keinerlei Diskriminierung: Eine 
Ungleichbehandlung von Unternehmen, 
die sich in gleichartiger Lage befänden, 
liege nicht vor. 

Artikel 4 Nr. 4 ermögliche die Berück­
sichtigung der Produktionsmöglichkeiten 
neuer, nach dem 1. Juli 1980 in Betrieb 
genommener Anlagen, deren Erzeugung 
nicht in den Vergleichsproduktionen 
habe enthalten sein können. Da die grie­
chischen Unternehmen vor dem 1. Ja­
nuar 1981 nicht an die Entscheidung Nr. 
22/66 der Hohen Behörde vom 16. No­
vember 1966 über die Auskunftserteilung 
der Unternehmen betreffend ihre Investi­
tionen (ABl. 219, S. 3729) gebunden ge­
wesen seien, sei ein von ihnen gestellter 
Antrag als erforderlich angesehen wor­
den. Aufgrund solcher Anträge habe sie, 
nachdem sie festgestellt habe, daß sie zu 
den fraglichen Investitionen, wären sie 
ihr als Programm mitgeteilt - worden, 
keine negative Stellungnahme abgegeben 

hätte, für zwei griechische Unternehmen 
die Quoten nach Artikel 4 Nr. 4 ange­
paßt. Diese Vorschrift führe ganz offen­
sichtlich weder im Verhältnis der griechi­
schen Unternehmen zu den anderen Un­
ternehmen der Gemeinschaft noch im 
Verhältnis aller Unternehmen in gleich­
artiger Lage zueinander zu einer Diskri­
minierung. 

Durch Artikel 4 Nr. 5 solle vermieden 
werden, daß die Umstrukturierungsbe­
mühungen in Frage gestellt würden, die 
einige Unternehmen seit 1974, als die 
Krise eingesetzt habe, mit Erfolg unter­
nommen hätten. 

Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 3 sehe 
vor, daß die Unternehmen eine Anpas­
sung ihrer Rohstahlquote beantragen 
könnten, damit sie die durch ihre Erzeu­
gungsquote festgesetzten Mengen von 
Walzerzeugnissen produzieren könnten. 
Einem griechischen Unternehmen sei be­
reits eine solche Anpassung bewilligt 
worden. 

b) Artikel 14 ermögliche eine Verringe­
rung unverhältnismäßiger Belastungen, 
die bestimmten Unternehmen aus der 
Anwendung der allgemeinen Regelung 
der Entscheidung Nr. 2794/80 hätten er­
wachsen können. Jedem Unternehmen, 
bei dem außergewöhnliche Schwierigkei­
ten aufträten, könne auf dieser Rechts­
grundlage eine Anpassung seiner Quoten 
bewilligt werden; die Nichtanwendung 
dieser Vorschrift sei keinesfalls diskrimi­
nierend, denn sie bedeute nicht eine Un­
gleichbehandlung gleichartiger Fälle, 
sondern eine Ungleichbehandlung un­
gleicher Fälle. 

c) Die Ermittlung der Quoten anhand 
der tatsächlichen Erzeugung im Ver­
gleichszeitraum, der bei jedem Unterneh­
men aus seinen besten Prodüktionsmona-
ten bestehe, ermögliche es, alle Unter­
nehmen gleichzubehandeln. 
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Das Kriterium der tatsächlichen Erzeu­
gung eines Unternehmens stelle eine 
objektive, genaue und meßbare Gege­
benheit dar; dagegen sei der Begriff 
„Produktionskapazität" weniger präzis 
und schwieriger einzugrenzen. Im übri­
gen würde eine Festsetzung der Quoten 
aufgrund der maximalen Produktionska­
pazität der Unternehmen dazu führen, 
daß die Unternehmen, die dank einer ra­
tionellen Geschäftsführung ihre Kapazi­
täten in hohem Maße auslasteten, 
zwangsläufig benachteiligt würden und 
den Unternehmen mit einem niedrigen 
Auslastungsgrad ein ungerechtfertigter 
Vorteil verschafft würde; sie wider­
spräche außerdem den Zielen des Arti­
kels 3 EGKS-Vertrag, insbesondere den 
Buchstaben a und e dieser Vorschrift. 

d) Die Rüge eines angeblichen Versto­
ßes gegen den Grundsatz der Verhältnis­
mäßigkeit stelle ein neues Angriffsmittel 
dar, das nach Artikel 42 § 2 der Verfah­
rensordnung nicht mehr vorgebracht 
werden könne. 

Tatsächlich verkenne sie keineswegs die 
Lage der griechischen Stahlindustrie, 
deren Erzeugung im übrigen über der 
Dänemarks liege und fast das Fünfzehn­
fache derjenigen Irlands betrage. Im 
übrigen komme es auf die für einen na­
tionalen Bereich berechneten Produk­

tionsmengen nicht an, da durch die Ent­
scheidung Nr. 2794/80 eine Quotenrege­
lung für die Unternehmen eingeführt 
worden sei; die Erzeugung jedes der fünf 
griechischen Stahlunternehmen sei aber 
keineswegs belanglos, denn sie liege weit 
über der Schwelle von 3 000 Tonnen, un­
terhalb derer die kleineren Unternehmen 
von der Quotenregelung ausgenommen 
seien. Nach dem Grundsatz der Solidari­
tät müßten die den griechischen Unter­
nehmen abverlangten Opfer ebenso groß 
wie die den anderen Unternehmen in der 
Gemeinschaft abverlangten Opfer sein 
und seien dies auch. 

Die durch die Entscheidung Nr. 2794/80 
eingeführte Quotenregelung erlege den 
betroffenen Unternehmen keineswegs 
Belastungen auf, die außer Verhältnis zu 
dem angestrebten Ziel, nämlich der An­
passung des Angebots an die verminderte 
Nachfrage nach Stahlerzeugnissen, stün­
den. Nach der Rechtsprechung des Ge­
richtshofes sei die Einhaltung der Ver­
pflichtung der Gemeinschaftsorgane, bei 
der Ausübung ihrer Befugnisse darauf zu 
achten, daß die den Wirtschaftsteilneh­
mern auferlegten Belastungen nicht das 
zur Erreichung der angestrebten Ziele 
erforderliche Maß überstiegen, nicht an 
der besonderen Situation einer bestimm­
ten Gruppe von Unternehmen zu mes­
sen. 

Entscheidungsgründe 

1 Die Unternehmen der Stahlindustrie Halyvourgiki Inc., eine Gesellschaft 
griechischen Rechts mit Sitz in Athen, und Helliniki Halyvourgia S.A., eine 
Gesellschaft griechischen Rechts mit Sitz in Piräus, haben mit Klageschriften, 
die am 19. und 20. Februar 1981 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegan­
gen sind und unter den N u m m e r n 39 /81 und 43 /81 in deren Register einge­
tragen worden sind, gemäß Artikel 33 EGKS-Ver t rag Klage auf Aufhebung 
der Entscheidungen erhoben, die am 19. bzw. 20. Januar 1981 aufgrund der 
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Entscheidung Nr. 2794/EGKS der Kommission vom 31. Oktober 1980 zur 
Einführung eines Systems von Erzeugungsquoten für Stahl für die Unterneh­
men der Stahlindustrie (ABl. L 291, S. 1) sowie aufgrund der Entscheidung 
Nr. 3381/80/EGKS der Kommission vom 23. Dezember 1980 zur Festle­
gung der prozentualen Kürzung für das erste Quartal 1981 (ABl. L 355, 
S. 37) erlassen und durch die für die Klägerinnen die Erzeugungsquoten für 
Rohstahl und für Walzerzeugnisse für das erste Quartal 1981 festgesetzt 
worden ist. 

2 Die Klägerinnen machen in erster Linie geltend, die allgemeinen Entschei­
dungen Nrn. 2794/80 und 3381/80, auf die sich die angefochtenen Einzel­
fallentscheidungen stützten, seien auf griechische Unternehmen nicht an­
wendbar oder zumindest ihnen gegenüber nichtig, weil sie in der Zeit zwi­
schen der Unterzeichnung der den Beitritt der Republik Griechenland zu den 
Gemeinschaften betreffenden Dokumente — hier: dem Zeitpunkt des Erlas­
ses des Beschlusses des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 24. Mai 
1979 über den Beitritt der Republik Griechenland zur Europäischen Gemein­
schaft für Kohle und Stahl und der diesem Beschluß beigefügten Akte über 
die Bedingungen des Beitritts der Republik Griechenland und die Anpassun­
gen der Verträge (ABl. L 291, S. 5 und S. 17) — und dem am 1. Januar 1981 
wirksam gewordenen Beitritt selbst ohne Mitwirkung der griechischen Be­
hörden einseitig von der Gemeinschaft erlassen worden seien. 

3 In zweiter Linie führen die Klägerinnen aus, die Entscheidung Nr. 2794/80 
sei wegen unzulänglicher Begründung und wegen Verstoßes gegen die Arti­
kel 14, 58 und 74 EGKS-Vertrag rechtswidrig; außerdem habe die Anwen­
dung bestimmter Kriterien dieser Entscheidung zur Folge, daß die griechi­
schen Unternehmen gegenüber den anderen Unternehmen der Gemeinschaft 
driskriminiert würden. 

4 Nachdem die Kommission mit Schreiben vom 13. März 1981 ihre ursprüng­
lichen Entscheidungen in Anwendung unter anderem von Artikel 14 der 
Entscheidung Nr. 2794/80 abgeändert hatte, dehnten die Unternehmen mit 
Klageschriften, die am 13. April 1981 unter den Nummern 85/81 und 88/81 
in das Register der Kanzlei des Gerichtshofes eingetragen worden sind, ihre 
jeweilige Klage auf diese Änderungsentscheidungen aus. Die Klägerinnen 
vertreten die Ansicht, zwar seien diese Änderungen für sie allgemein gese­
hen günstig, doch werde durch sie keine der gegen die Entscheidungen 
Nrn. 2794/80 und 3381/80 und deren Anwendung auf die griechischen Un­
ternehmen vorgebrachten Rügen erledigt. 
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Zur Anwendbarkeit der Entscheidungen Nrn. 2794/80 und 
3381/80 auf die griechischen Unternehmen 

5 In den Entscheidungen zur Festsetzung der Erzeugungsquoten der Klägerin­
nen führte die Kommission aus, daß diese Entscheidungen „aufgrund der 
Akte über den Beitritt Griechenlands, insbesondere aufgrund von deren Arti­
kel 2, sowie aufgrund des Artikels 3 der Entscheidung Nr. 2794/80/EGKS 
und aufgrund der Entscheidung Nr. 3381/80/EGKS" erlassen worden seien. 

6 Die Klägerinnen vertreten die Ansicht, die ihnen gegenüber erlassenen Ein­
zelfallentscheidungen seien nichtig, weil die allgemeinen Entscheidungen, die 
ihre Grundlage bildeten, auf die griechischen Unternehmen nicht anwendbar 
seien. Zum einen seien diese allgemeinen Entscheidungen, da sie vor dem 
1. Januar 1981, dem Zeitpunkt des Beitritts der Republik Griechenland, er­
gangen seinen, keine von den durch den Beitritt Griechenlands erweiterten 
Gemeinschaftsorganen erlassenen Rechtsakte. Zum anderen habe die Repu­
blik Griechenland bezüglich dieser Entscheidungen, da sie nach der Unter­
zeichnung der den Beitritt Griechenlands betreffenden Dokumente ergangen 
seien, weder eine Verpflichtung übernommen noch sie ratifiziert; man könne 
nämlich nicht davon ausgehen, daß zu den in Artikel 2 der Beitrittsakte ge­
nannten Rechtsakten der Organe auch künftige, inhaltlich unbestimmte und 
damit den Parteien beim Zustandekommen des völkerrechtlichen Vertrags 
unbekannte Rechtsakte gehören könnten. 

7 Selbst wenn man unterstelle, daß die fraglichen allgemeinen Entscheidungen 
auf die griechischen Unternehmen ausgedehnt werden könnten, könnten 
diese noch immer mit guten Gründen deren Anwendbarkeit bestreiten. Diese 
Entscheidungen seien nämlich weder Gegenstand des in den Artikeln 22 und 
146 der Beitrittsakte vorgesehenen Anpassungsverfahren noch des Informa­
tions- und Konsultationsverfahrens gewesen, das die Vereinbarung vorsehe, 
die der am 28. Mai 1979 in Athen unterzeichneten Schlußakte beigefügt sei 
(ABl. L 291, S. 179 und S. 191). 

8 Schließlich machen die Klägerinnen geltend, soweit die Entscheidung 
Nr. 2794/80 auf der in ihrer Präambel enthaltenen Feststellung einer offen­
sichtlichen Krise im Sinne von Artikel 58 beruhe, sei sie nur „für die Situa­
tion der Gemeinschaft ohne Griechenland" repräsentativ. Sie sei daher ihres 
wesentlichen Inhalts wegen nicht auf die Unternehmen in diesem Staat an­
wendbar. 
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Zur Geltung der Entscheidungen Nrn. 2794/80 und 3381/80 

9 Artikel 2 der Beitrittsakte bestimmt: „Vom Zeitpunkt des Beitritts an sind die 
ursprünglichen Verträge die Rechtsakte der Organe der Gemeinschaften für 
die Republik Griechenland verbindlich und gelten in diesem Staat in Über­
einstimmung mit den genannten Verträgen und dieser Akte." Nach Artikel 2 
des Bechlusses des Rates von 24. Mai 1979 wurde der Beitritt der Republik 
Griechenland zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl am 
1. Januar 1981 durch die Hinterlegung der Urkunde über den Beitritt der 
Republik Griechenland wirksam. Aus diesen beiden Vorschriften zusammen­
genommen ergibt sich, daß es für die Beantwortung der Frage, welche 
Rechtsakte der Organe für die Republik Griechenland verbindlich sind und 
in diesem Staat gelten, auf den 1. Januar 1981 und nicht auf den Zeitpunkt 
ankommt, zu dem der Rat seinen Beschluß erließ und die Beitrittsdokumente 
unterzeichnet wurden. 

10 Die Artikel 22 und 146 der Beitrittsakte sind¿für diese Frage nicht einschlä­
gig. Sie gelten nur für Rechtsakte der Organe, deren Anpassung bei Unter­
zeichnung der Beitrittsdokumente für notwendig erachtet wurde und die 
noch in der Interimszeit angepaßt werden sollten. Was die in diesem Zeit­
raum zu erlassenden neuen Rechtsakte anbelangt, so waren sich die Organe 
des bevorstehenden Beitritts der Republik Griechenland bewußt, und 
Griechenland war die Möglichkeit eingeräumt worden, gegebenenfalls seine 
Interessen zur Geltung zu bringen, und zwar insbesondere in dem Informa­
tions- und Konsultationsverfahren, das in einer der Schlußakte beigefügten 
Vereinbarung (ABl. L 291, S. 191) geregelt ist. 

1 1 Es ist daher nicht zu bestreiten, daß die am 31. Oktober 1980 erlassene Ent­
scheidung Nr. 2794/80 und die am 23. Dezember 1980 erlassene Entschei­
dung Nr. 3381/80 zu den Rechtsakten der Organe gehört, die nach Artikel 2 
der Beitrittsakte ohne Anpassung mit dem Wirksamwerden des Beitritts, das 
heißt am 1. Januar 1981, im Verhältnis zur Republik Griechenland und in 
deren Hoheitsgebiet in Kraft getreten sind. 

12 Dem ist hinzuzufügen, daß durch dieses Ergebnis ein Mangel an Kontinuität 
der Rechtsordnung der Gemeinschaft in ihrer Anwendung auf die Republik 
Griechenland vermieden werden kann. Aus der Systematik der Beitrittsakte 
ergibt sich, daß der beitretende Staat alle bis zum Wirksamwerden seines 
Beitritts erlassenen Rechtsakte der Organe akzeptiert, während die These der 
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Klägerinnen dazu führen würde, daß hinsichtlich dieses Staats ein Rechtsset­
zungsvakuum entstünde, das dem Zeitraum zwischen der Unterzeichnung 
der Beitrittsdokumente und dem Wirksamwerden des Beitritts entspricht. 

Zum I n f o r m a t i o n s - und K o n s u l t a t i o n s v e r f a h r e n 

13 In der am 28. Mai 1979 in Athen unterzeichneten Schlußakte heißt es: „Die 
Bevollmächtigten und der Rat haben ebenfalls die dieser Schlußakte beige­
fügte Vereinbarung über das Verfahren zur Annahme bestimmter Beschlüsse 
und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt zur Kenntnis genom­
men; diese Vereinbarung ist auf der Konferenz der Europäischen Gemein­
schaften und der Republik Griechenland getroffen worden." 

1 4 Laut der der Schlußakte beigefügten Vereinbarung mit dem Titel „Informa­
tions- und Konsultationsverfahren für die Annahme bestimmter Beschlüsse" 
wurden die Vorschriften erlassen, um die Unterrichtung der griechischen Re­
gierung über alle Vorschläge oder Mitteilungen der Kommission zu gewähr­
leisten, die zu anderen Beschlüssen des Rates als Verwaltungsbeschlüssen 
führen können. 

15 Einmal unterstellt, daß diese Verpflichtung auch für Entwürfe von Entschei­
dungen nach Artikel 58 EGKS-Vertrag galt, die die Kommission vorbehalt­
lich der Zustimmung des Rates selbst zu erlassen hatte, ergibt sich jedenfalls 
aus den Darlegungen der Kommission, daß dieses Informationsverfahren in 
der Interimszeit ordnungsgemäß durchgeführt wurde. Die Klägerinnen ha­
ben nichts dargetan, was einen Zweifel daran aufkommen ließe, daß die grie­
chische Regierung ihre Interessen hinsichtlich der Entwürfe der Kommission 
gemäß der der Schlußakte beigefügten Vereinbarung zur Geltung bringen 
konnte. 

Zu de r F e s t s t e l l u n g , d a ß e ine Kr ise vo r l i ege 

16 Mit ihrem Vorbringen, die Feststellung, daß eine Krise vorliege, sei für die 
Lage in der Gemeinschaft nach dem Beitritt Griechenlands nicht repräsenta­
tiv, verkennen die Klägerinnen, daß die Frage, ob eine Krisensituation gege­
ben ist, aufgrund einer Gesamtwürdigung zu beurteilen ist, die sich auf die 
Gemeinschaft als Ganzes bezieht. Daher kann man den Erlaß von Maßnah­
men nach Artikel 58 selbst dann nicht als unzulässig ansehen, wenn Unter­
nehmen in bestimmten Mitgliedstaaten oder in bestimmten Gebieten der Ge-
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meinschaft von einer allgemeinen Krise weniger als andere betroffen sein 
sollten. Jedenfalls ist aber nicht dargetan worden, daß der Beitritt Griechen­
lands zur Gemeinschaft die allgemeine Marktlage für Stahlerzeugnisse in der 
Gesamtgemeinschaft wesentlich verändert hätte. Dieses Vorbringen ist daher 
zurückzuweisen. 

17 Nach alledem ist nicht zu bestreiten, daß die Entscheidungen Nrn. 2794/80 
und 3381/80 vom 1. Januar 1981 an auf die griechischen Unternehmen an­
wendbar waren. 

Zu den auf die Ar t ike l 58 , 74 und 14 E G K S - V e r t r a g g e s t ü t z t e n 
R ü g e n 

18 Mit einer Reihe von Rügen machen die Klägerinnen geltend, die Kommis­
sion habe gegen die Artikel 58 und 74 EGKS-Vertrag verstoßen, die 
Entscheidung Nr. 2794/80 sei unzureichend begründet und die griechischen 
Unternehmen würden diskriminiert. Sie legen nicht dar, worin der Verstoß 
gegen Artikel 14 bestehen soll, so daß diese Rüge mangels jeder Substantiie­
rung nicht geprüft werden kann. 

Zum V e r h ä l t n i s von Ar t ike l 58 zu Ar t i ke l 74 

19 Erstens bestreiten die Klägerinnen die Gültigkeit der Entscheidung 
Nr. 2794/80 mit der Begründung, durch diese Entscheidung seien unter Ver­
stoß gegen Artikel 58 § 1 EGKS-Vertrag Erzeugungsquoten zu Lasten der 
Unternehmen eingeführt worden, ohne daß gleichzeitig nach Artikel 74 
EGKS-Vertrag Maßnahmen zur Beschränkung der Einfuhren von Stahler­
zeugnissen getroffen worden seien. 

20 Nach Artikel 58 § 1 hat die Kommission, wenn eine offensichtliche Krise 
besteht und die in Artikel 57 vorgesehenen Maßnahmen sich als unzurei­
chend erweisen, „ein System der Erzeugungsquoten einzuführen, erforder­
lichenfalls unter Anwendung der in Artikel 74 vorgesehenen Maßnahmen". 
Nach der letztgenannten Vorschrift ist die Kommission in einem solchen Fall 
befugt, Empfehlungen im Hinblick auf die Einführung geeigneter Importbe­
schränkungen an die Mitgliedstaaten zu richten. 
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21 Aus den angeführten Vorschriften geht hervor, daß die Verhängung von Im­
portbeschränkungen keine zwingende Folge der Einführung von Erzeu­
gungsquoten ist. Sie ist davon abhängig, wie die Kommission die Marktlage 
für Stahlerzeugnisse und die eventuelle Schutzbedürftigkeit dieses Marktes 
beurteilt. Für diese Schutzbedürftigkeit wiederum kommt es zugleich auf die 
Möglichkeiten, die vorhandene Produktion auf dem Binnenmarkt abzuset­
zen, und auf den Außenhandel an. Der Außenhandel erfordert aber die Be­
rücksichtigung sowohl von Verpflichtungen der Gemeinschaft gegenüber den 
Drittländern als auch den eventuellen Auswirkungen der Einführung von Im­
portbeschränkungen auf die Ausfuhren der Gemeinschaft im allgemeinen und 
auf den Export von Stahlerzeugnissen im besonderen. 

22 Die Berücksichtigung dieser Gegebenheiten erfordert, wie der Gerichtshof 
bereits in seinen Urteilen vom 18. März 1980 in den Rechtssachen 154, 205, 
206, 226 bis 228, 263 und 264/78 sowie 39, 31, 83 und 85/79 (Valsabbia 
u.a., Slg. 907) und vom 16. Februar 1982 in der Rechtssache 258/80 (Rumi) 
hervorgehoben hat, die Beurteilung einer komplexen Wirtschaftslage, die 
jede Art von Automatismus in dem durch Artikel 58 § 1 hergestellten Zusam­
menhang zwischen der Einführung von Erzeugungsquoten und der Festset­
zung von Einfuhrbeschränkungen für konkurrierende Erzeugnisse verbietet. 
Die Klägerinnen haben nichts vorzubringen vermocht, was den Schluß zu­
ließe, daß die Kommission den Ermessensspielraum überschritten hat, über 
den sie insoweit nach der Systematik der Artikel 58 und 74 EGKS-Vertrag 
verfügt. 

Z u r „ A n g e m e s s e n h e i t " im Sinne von Ar t ike l 58 § 2 

23 Zweitens machen die Klägerinnen geltend, die in der allgemeinen Entschei­
dung Nr. 2794/80 vorgesehenen Erzeugungsquoten seien nicht „angemes­
sen" im Sinne von Artikel 58 § 2 EGKS-Vertrag. Im besonderen vertreten sie 
die Ansicht, statt aufgrund der tatsächlichen Erzeugung hätten die Quoten 
gemäß der Produktionskapazität der Unternehmen festgesetzt werden müs­
sen. 

24 Dem ist zunächst entgegenzuhalten, daß die Klägerinnen in dem fraglichen 
Zeitraum nach den unbestrittenen Zahlenangaben der Kommission nicht ein­
mal die ihnen zugeteilten Erzeugungsquoten ausschöpfen konnten, so daß 
die Frage, ob der Quotenfestsetzung die eine oder aber die andere Berech­
nungsgröße zugrunde zu legen ist, im vorliegenden Fall völlig unerheblich 
ist. 
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25 Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß Artikel 58 § 2 EGKS-Vertrag der 
Kommission keine Beschränkung bei der Entscheidung darüber auferlegt, 
worin in einer bestimmten Wirtschaftslage die Grundlage für eine angemes­
sene Festsetzung der Quoten bestehen soll. Aufgrund der im Verfahren vor­
getragenen Erläuterungen kann vernünftigerweise nicht bestritten werden, 
daß die Entscheidung der Kommission für das Kriterium der tatsächlichen 
Erzeugung der Unternehmen „angemessen" im Sinne von Artikel 58 § 2 sein 
kann. Dieses Kriterium in seiner Ausgestaltung durch Artikel 4 der Entschei­
dung Nr. 2794/80 stellt nämlich zum einen eine objektive Beurteilungsgrund­
lage dar, weil es die Unsicherheiten zu vermeiden hilft, die die Bewertung 
einer zum Teil nur auf Vermutungen gegründeten Größe wie der Produk­
tionskapazität zwangsläufig mit sich bringt; zum anderen ermöglicht es eine 
Verminderung der Gesamtproduktion, ohne damit die Stellung der einzelnen 
Unternehmen auf dem Markt zu verändern. 

26 Nach alledem sind die Rügen des Verstoßes gegen die Artikel 58 und 74 
zurückzuweisen. 

Z u r R ü g e de r D i s k r i m i n i e r u n g 

27 Schließlich tragen die Klägerinnen vor, die Anwendung der allgemeinen Ent­
scheidung Nr. 2794/80 habe zu einer Diskriminierung der griechischen Un­
ternehmen geführt, weil diese Entscheidung hinsichtlich der Festsetzung der 
Erzeugungsquoten auf Kriterien beruhe, die für die griechischen Unterneh­
men nicht gegolten hätten. Diese Kriterien beträfen nämlich einen Zeitraum, 
während dessen diese Unternehmen noch nicht dem Gemeinschaftsrecht un­
terlegen hätten. Die Klägerinnen beziehen sich in diesem Zusammenhang auf 
das in Artikel 4 Nr. 3 herangezogene Kriterium des durchschnittlichen Aus­
lastungsgrads der Produktionskapazitäten, dessen Anwendung voraussetze, 
daß das Unternehmen „von Juli 1977 bis Juni 1980 an den von der Kommis­
sion aufgestellten Lieferprogrammen beteiligt war", sowie auf die in Artikel 4 
Nr. 4 genannten ordnungsgemäß gemeldeten Investitionsprogramme, zu de­
nen die Kommission keine negative Stellungnahme abgegeben hat. 

28 Hierzu ist lediglich festzustellen, daß beide angeführten Vorschriften, die 
übrigens bei der Berechnung der Quoten der Klägerinnen keine Rolle ge­
spielt zu haben scheinen, dazu dienen sollen, zugunsten bestimmter Unter­
nehmen das Ergebnis der Berücksichtigung der in Artikel 4 Nrn. 1 und 2 
definierten Vergleichsproduktionen zu korrigieren. Im einzelnen bezwecken 
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die von den Klägerinnen angeführten Vorschriften eine Anpassung der Ver­
gleichsproduktionen bestimmter Unternehmen zum einen wegen deren Betei­
ligung an Selbstbeschränkungsprogrammen im fraglichen Zeitraum und zum 
anderen wegen der Beschränkungen, die sich für sie aus der Überprüfung der 
neuen Investitionen durch die Kommission ergaben. Da diese Faktoren für 
die griechischen Unternehmen gerade deshalb keine Rolle spielen konnten, 
weil sie noch nicht dem Gemeinschaftsrecht unterlagen, kann man die Maß­
nahmen, durch die es den Unternehmen der Gemeinschaft ohne Griechen­
land ermöglicht werden sollte, ihre Vergleichsproduktion auf einer angemes­
senen Grundlage festsetzen zu lassen, nicht als eine gegen sie gerichtete 
Diskriminierung ansehen. 

29 Diese Rügen sind somit ebenfalls zurückzuweisen. 

30 Nach alledem sind die Klagen abzuweisen. 

K o s t e n 

31 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur 
Tragung der Kosten zu verurteilen. 

32 Da die Klägerinnen mit ihrem Vorbringen unterlegen sind, sind ihnen die 
Kosten aufzuerlegen. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden: 

1. Die Klagen werden abgewiesen. 

2. Die Klägerinnen werden verurteilt, die Kosten des Verfahrens ein­
schließlich des sie betreffenden Verfahrens wegen einstweiliger Anord-

618 



HALYVOURGIKI / KOMMISSION 

nung und mit Ausnahme der Kosten zu tragen, die durch die 
Beschlüsse vom 16. September und vom 25. November 1981 anderen 
Beteiligten auferlegt worden sind. 

Mertens de Wilmars Bosco Touffait 

Due Pescatore Mackenzie Stuart O'Keeffe 

Koopmans Everling Chloros Grévisse 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 16. Februar 1982. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident 

J. Mertens de Wilmars 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
PIETER VERLOREN VAN THEMAAT 

VOM 12. JANUAR 1982 1 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Einleitung 

Meine heutigen Schlußanträge betreffen 
die nach Rücknahme der Klage der 
Firma Metallurgiki Halyps A.E. noch 
verbliebenen verbundenen Rechtssachen 
39, 43, 85 und 88/81. In diesen vier 
Rechtssachen haben zwei griechische 
Stahlhersteller nach Artikel 33 EGKS-
Vertrag beantragt, die Einzelfallentschei­
dungen aufzuheben, durch die die Kom­
mission für sie Erzeugungsquoten für 
Rohstahl und Walzerzeugnisse für das 
erste Quartal 1981 festgesetzt hat. 

Die genannten Einzelfallentscheidungen 
stützten sich auf die allgemeinen Ent­
scheidungen der Kommission Nr. 2794/ 
80/EGKS vom 31. Oktober 1980 zur 
Einführung eines Systems von Erzeu­
gungsquoten für Stahl für die Unterneh­
men der Stahlindustrie (ABl. L 291, 
1980) und Nr. 3381/80/EGKS vom 23. 
Dezember 1980 (ABl. L 355, 1980). 
Diese Krisenmaßnahmen wurden laut 
den Begründungserwägungen der erstge­
nannten Entscheidung vor allem deshalb 
erlassen, weil es im dritten Quartal 1981 
sowohl auf dem Markt der Gemeinschaft 
als auch auf dem Weltmarkt zu einem 
plötzlichen Einbruch bei der Nachfrage 

1 — Aus dem Niederländischen übersetzt. 
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